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Beschluss-Nr.: Pb-00-21/24

Beratungsfolge Version Sitzung Anw. Dafür Dag. Enth. Beschlossen

Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung Planebruch wählt gemäß § 45 Absatz 2 BbgKVerf auf der
Grundlage des § 40 BbgKVerf aus seiner Mitte die/den Ortsvorsteher/in für den Ortsteil
Cammer.

Frau/Herr  .......................................................

 

Unterschrift / Datum:

Vorsitzender der GV

Begründung

Im ersten Wahlgang der Kommunalwahl am 09. Juni 2024 erhielt der einzige Bewerber für
die Wahl zum Ortsvorsteher Cammer mehr Nein- als Ja-Stimmen. Somit erfolgt für die
Wahl zum Ortsvorsteher Cammer durch die Gemeindevertretung Planebruch.

§ 45
Bildung von Ortsteilen

(1) Im Gebiet einer amtsfreien Gemeinde können Ortsteile gebildet werden, wenn
ausreichend große, räumlich ge-
trennte, bewohnte Gemeindeteile vorhanden sind. Das Nähere regelt die Hauptsatzung.
Schließen sich Gemeinden zu-
sammen, kann im Gebietsänderungsvertrag die Bildung von Ortsteilen geregelt werden. Die
Vereinbarungen des Ge-
bietsänderungsvertrages, die Ortsteile betreffen und der Hauptsatzung vorbehalten sind,
sind in die Hauptsatzung der
aufnehmenden oder neu gebildeten Gemeinde zu übernehmen. Für jede am
Zusammenschluss beteiligte Gemeinde
kann nur ein Ortsteil gebildet werden. Satz 5 gilt nicht, wenn eine Gemeinde bereits
Ortsteile gebildet hat oder in ihrem
Gebiet ausreichend große, räumlich getrennte, bewohnte Gemeindeteile vorhanden sind
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(2) Der Gebietsänderungsvertrag oder die Hauptsatzung können bestimmen, ob in dem
Ortsteil ein Ortsbeirat oder
eine Ortsvorsteherin oder ein Ortsvorsteher (Ortsteilvertretung) gewählt oder der Ortsteil
ohne Ortsteilvertretung ge-
bildet wird. Wird ein Ortsbeirat gewählt, wählt dieser aus seiner Mitte für die Dauer seiner
Wahlperiode die Ortsvor-
steherin oder den Ortsvorsteher, die oder der zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender des
Ortsbeirates ist, und ihre oder
seine Stellvertretung. Die Amtszeit der direkt gewählten Ortsvorsteherin oder des direkt
gewählten Ortsvorstehers und
die Wahlperiode des direkt gewählten Ortsbeirates sowie das Wahlverfahren richten sich
nach den Bestimmungen desGesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I
Nr. 10 vom 5. März 202431
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes. Der Ortsbeirat besteht gemäß den
Festlegungen in dem Gebietsände-
rungsvertrag oder in der Hauptsatzung aus mindestens drei und höchstens neun
Mitgliedern. In Ortsteilen mit bis zu
500 Einwohnern kann die Wahl in einer Bürgerversammlung erfolgen.

(3) Scheitert bei zwei aufeinanderfolgenden Neuwahlen jede direkte Wahl der
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorste-
hers oder des Ortsbeirates, so liegt ein Ortsteil ohne Ortsteilvertretung vor. Die sich durch
den Statuswechsel ergebende
Änderung der Hauptsatzung ist von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem
Hauptverwaltungsbeamten vorzunehmen
und öffentlich bekannt zu machen.

(4) Abweichend von Absatz 2 kann der Gebietsänderungsvertrag regeln, dass bis zum
Ablauf der Kommunalwahl-
periode die ehrenamtliche Bürgermeisterin Ortsvorsteherin oder der ehrenamtliche
Bürgermeister Ortsvorsteher und
Mitglieder der Gemeindevertretung Mitglieder des Ortsbeirates sind. Absatz 2 Satz 4 findet
in diesem Fall keine An-
wendung. § 7 Absatz 4 gilt entsprechend.

(5) Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher und die Mitglieder des Ortsbeirates können
eine angemessene Auf-
wandsentschädigung erhalten. § 30 Absatz 4 Satz 5 und 6 findet entsprechend Anwendung.

§ 47
Ortsvorsteherin, Ortsvorsteher

(1) Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher vertritt den Ortsteil gegenüber den Organen
der Gemeinde. Sie oder
er hat in den öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer
Ausschüsse ein aktives
Teilnahmerecht, soweit Angelegenheiten des Ortsteils berührt sind. Im Rahmen ihres oder
seines aktiven Teilnahme-
rechts gilt § 34 Absatz 2 entsprechend. Die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher hat
zudem die Rechte zur Kontrolle
der Verwaltung in entsprechender Anwendung des § 29 Absatz 1, soweit Belange des
Ortsteils unmittelbar betroffen
sind.

(2) Soweit kein Ortsbeirat zu wählen ist, nimmt die Ortsvorsteherin oder der Ortsvorsteher
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die nach diesem Gesetz
dem Ortsbeirat obliegenden Aufgaben mit Ausnahme der diesem nach § 46 Absatz 3 bis 5
eingeräumten Befugnisse
wahr. Die Regelungen des § 30 Absatz 1 und 2, des § 31 Absatz 3 sowie des § 51 Absatz 2
Satz 1 finden entsprechend Anwendung.

§ 40
Einzelwahlen

(1) Hat die Gemeindevertretung eine einzelne Person zu bestellen oder vorzuschlagen, wird
diese nach dieser Vor-
schrift gewählt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) Stehen mehrere Personen zur Wahl, enthalten die Stimmzettel deren Vor- und
Familiennamen. Die Stimmabgabe
erfolgt durch Ankreuzen des Namens der Person oder durch Kennzeichnung auf andere
zweifelsfreie Weise. Steht nur
eine Person zur Wahl, enthalten die Stimmzettel deren Vor- und Familiennamen und lauten
auf Ja  und Nein . Ent-
haltungen sind nicht zulässig. Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel den Willen
nicht zweifelsfrei erkennen
lässt, einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder durchgestrichen, durchgerissen oder
durchgeschnitten ist.

(3) Im ersten Wahlgang ist gewählt, wer die Stimmen der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl
der Mitglieder der Ge-
meindevertretung erhält. Wird niemand gewählt, findet ein zweiter Wahlgang statt.

(4) Der zweite Wahlgang findet zwischen den beiden Personen statt, die im ersten
Wahlgang die höchste Stimmen-
zahl erhalten haben. Haben mehr als zwei Personen die höchste Stimmenzahl erhalten,
findet die Wahl zwischen diesen
Personen statt. Hat eine Person die höchste und mehr als eine Person die zweithöchste
Stimmenzahl erhalten, findet die
Wahl zwischen diesen Personen statt. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Bei
Stimmengleichheit entscheidet
das Los.

(5) Steht im ersten oder zweiten Wahlgang nur eine Person zur Wahl, so ist diese gewählt,
wenn sie mehr Ja- als
Nein-Stimmen erhalten hat. Wird die erforderliche Mehrheit nicht erreicht, ist die Wahl
beendet. Es kann eine erneute
Wahl stattfinden.

(6) Wer nach dieser Vorschrift gewählt wurde, kann durch die Mehrheit der gesetzlichen
Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung abgewählt werden, soweit gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist. 


